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1 Auftrag 

Die 82. Arbeits- und Sozialministerkonferenz1 hat den Länderausschuss für Arbeitsschutz 

und Sicherheitstechnik beauftragt, in Zusammenarbeit mit der Bundesregierung und den 

Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung eine gemeinsame Arbeitsschutzstrategie auf 

der Grundlage von „Eckpunkten für eine Strategie für Sicherheit und Gesundheit bei der 

Arbeit und für die Optimierung des dualen Systems im Arbeitsschutz“ auszuarbeiten. Bisher 

fehlte dem deutschen Arbeitsschutz eine solche Strategie, d.h. ein abgestimmtes einheitli-

ches Handeln des Bundes, der Unfallversicherungsträger und der Länder in vereinbarten 

Handlungsfeldern, nach gemeinsamen Grundsätzen und in gemeinsamen Programmen. 

Ein strategisches Herangehen an die Wahrnehmung von Arbeitsschutzaufgaben entspricht 

auch europäischen und internationalen Vorgaben und Vorbildern. 

 

Die im Folgenden dargelegten Grundlagen, Ziele und Verfahren für die Entwicklung, Fort-

schreibung und Umsetzung einer Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie sind 

vom Bund, den Ländern und den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung erarbeitet 

und durch Beschlüsse der 83.2 und der 84.3 Arbeits- und Sozialministerkonferenz bestätigt 

worden. 

 

2 Kernelemente der Gemeinsamen Deutschen Arbeitssch utzstrategie 

Kernelemente dieser Strategie sind: 

• die Entwicklung gemeinsamer Arbeitsschutzziele  

• die Ableitung von gemeinsamen Handlungsfeldern und Arbeitsprogrammen und deren 

Ausführung nach einheitlichen Grundsätzen 

• die Evaluierung der Ziele, gemeinsamen Handlungsfelder und Arbeitsprogramme 

• die Festlegung eines abgestimmten, arbeitsteiligen Vorgehens von staatlichen Arbeits-

schutzbehörden und Unfallversicherungsträgern 

• die Herstellung eines transparenten, überschaubaren und von Doppelregelungen freien 

Vorschriften- und Regelwerks 

                                                 
1 TOP 7.4 „Deregulierung des Arbeitsschutzrechts; November 2005 
2 TOP 3.8 „Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie; November 2006 
3 TOP 6.1 „Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie; November 2007 
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In der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie werden Bund, Länder und Unfall-

versicherungsträger diese Kernelemente ausfüllen und über Ländergrenzen hinweg und 

branchenübergreifend den Arbeitsschutz in Deutschland aus einem Guss gestalten. Struk-

turen und Abläufe werden schlank und unbürokratisch organisiert. 

 

3 Rahmenbedingungen 

Eine gemeinsame Strategie muss sich an den internationalen und nationalen Rahmenbe-

dingungen, die die Entwicklungen der Arbeitswelt prägen, orientieren und auf weitere Ände-

rungen flexibel reagieren. Mit ihr wird zugleich die internationale Entwicklung beeinflusst. 

 

3.1 Internationale und europäischen Entwicklungen  

Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie greift die internationalen und europäi-

schen Entwicklungen auf.  

Der Lissabon-Prozesses der EU, die EU-Sozialagenda und die Beschäftigungspolitischen 

Leitlinien haben das Ziel, mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen. Bereits in seiner 

Entschließung vom 3. Juni 2002 fordert der Rat der Europäischen Union die Mitgliedstaaten 

auf, „koordinierte, kohärente und den nationalen Gegebenheiten angepasste Präventions-

strategien zu entwickeln und umzusetzen...“. Die Gemeinschaftsstrategie für Gesundheit 

und Sicherheit am Arbeitsplatz 2007-20124 ruft die Mitgliedstaaten dazu auf, die Entwick-

lung nationaler Strategien zu fördern; dabei sollen u.a. die Themen besserer Rechtsrahmen 

und bessere Überwachung, neue Belastungen durch den Wandel der Arbeitswelt, alters- 

und alternsgerechte Arbeitsplätze, wirtschaftliche Anreize und Entwicklung einer Präventi-

onskultur einbezogen werden.  

Wirtschaftliche Entwicklungen werden nur dann nachhaltig sein, wenn sie sozial flankiert 

werden. Dies entspricht auch dem ILO-Ansatz „decent work“. Sicherheit und Gesundheit 

bei der Arbeit spielen in diesem Zusammenhang eine zentrale Rolle; sie stellen wichtige In-

dikatoren zur Beurteilung und Qualität der Arbeit sowie der Leistungsfähigkeit und Nachhal-

tigkeit wirtschaftlichen Handelns auf betrieblicher wie auf gesellschaftlicher Ebene dar. 

Die Erstellung einer gemeinsamen Arbeitsschutzstrategie begegnet auch der zentralen Kri-

tik des europäischen Senior Labour Inspectors Committee (SLIC), die dieses bei seiner E-

valuation des deutschen Arbeitsschutzsystems im Jahr 2004 geäußert hatte.  

                                                 
4
 Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament vom 21.2.2007 - KOM (2007) 62 endg. - 
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Schließlich fordert das im Juni dieses Jahres beschlossene ILO- Übereinkommen über ei-

nen „Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz“5, dass die ILO-Mitgliedstaaten über eine na-

tionale Arbeitsschutzstrategie verfügen müssen. 

 

3.2 Veränderungen in der Arbeitswelt 

Wirtschaft, Gesellschaft und damit verbunden auch die Arbeitswelt unterliegen einem 

grundlegenden Wandel. Traditionelle Arbeitsformen lösen sich zunehmend auf, neue Ar-

beitsformen, neue Berufsbilder entstehen. In fast jedem Berufszweig, in nahezu jeder Tä-

tigkeit hat die Informationstechnologie Einzug gehalten.  

Die Wirtschaft hat auf zunehmenden Konkurrenzdruck, ausgelöst von globalisierten Märk-

ten, zu reagieren. Die Folgen dieser Veränderungen für die Beschäftigten sind vielfältig: Ei-

nerseits verlieren physische Beanspruchungen bedingt durch den technologischen Wandel 

an Bedeutung, andererseits führen erhöhter Zeit- und Verantwortungsdruck, Über- und Un-

terforderung oder auch die Angst um den Arbeitsplatz zunehmend zu psychischen Fehlbe-

lastungen. Zudem verändert sich der Charakter der arbeitsbedingten Belastungen durch 

den beschleunigten Innovationsdruck und damit verbundene schnelle Technologiewechsel. 

Diese Entwicklung erhöht insgesamt den Stellenwert der Prävention arbeitsbedingter Ge-

sundheitsgefährdungen. 

Ein weiterer zentraler Aspekt ist der demographische Wandel: Die Altersstruktur der Er-

werbsbevölkerung ändert sich rasch und führt zu älteren Belegschaften. Es ist auch heute 

schon absehbar, dass die Menschen künftig länger als bisher im Arbeitsleben stehen müs-

sen.  

Vor diesem Hintergrund gewinnt die Gesunderhaltung der Beschäftigten in allen Alters-

gruppen durch präventive Maßnahmen am Arbeitsplatz eine gesundheitspolitisch, volks- 

und betriebswirtschaftlich herausragende Bedeutung. 

 

4 Ziele 

4.1  Betriebliche Prävention für Gesundheit und wir tschaftlichen Erfolg 

Übergeordnetes Ziel der gemeinsamen Strategie ist es, die Sicherheit und Gesundheit der 

Beschäftigten durch einen präventiv ausgerichteten und systematisch wahrgenommenen 

Arbeitsschutz, ergänzt durch Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung, zu er-

halten, zu verbessern und zu fördern.  

                                                 
5 Broschüre des Internationalen Arbeitsamtes Genf, Internationale Arbeitskonferenz, 95. Tagung 2006, Bericht IV (2B) "Förderungs-

rahmen für den Arbeitsschutz", Erste Auflage 2006; ISBN 92-2-716610-6 
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Gesunde, qualifizierte und motivierte Mitarbeiter sind eine wesentliche Voraussetzung für 

die Bewältigung der großen Umwälzungen in der Arbeitswelt; sie treiben Innovation voran,  

sichern damit die Wettbewerbsfähigkeit und letztlich den wirtschaftlichen Erfolg der Unter-

nehmen. Das Sicherheits- und Gesundheitsbewusstsein bei Arbeitgebern wie auch bei den 

Beschäftigten ist zu stärken.  

Ein moderner Arbeitsschutzansatz erfordert zwingend die aktive Einbeziehung der Beschäf-

tigten und der Akteure des betrieblichen Arbeitsschutzes sowie die Stärkung der innerbe-

trieblichen Arbeitsschutzstrukturen. 

Mit der in der gemeinsamen Arbeitsschutzstrategie enthaltenen Schnittstelle zu Maßnah-

men der Gesundheitsförderung durch die Unternehmen und die Krankenkassen entsteht 

eine enge Verbindung zu dem auf die gesamte Bevölkerung bezogenen Präventionsansatz: 

Arbeitsschutz leistet so auch wesentliche Beiträge zu einer auf die Prävention ausgerichte-

ten Gesundheitspolitik.  

Somit können längere Lebensarbeitszeiten ermöglicht, die sozialen Sicherungssysteme 

entlastet und die volkswirtschaftlichen Folgekosten durch Unfälle bei der Arbeit sowie ar-

beitsbedingte Erkrankungen reduziert werden.  

 

4.2 Arbeitsschutzziele, Handlungsfelder, Arbeitspro gramme 

Der Bund, die Länder und die Unfallversicherungsträger als Träger der Gemeinsamen 

Deutschen Arbeitsschutzstrategie, die Sozialpartner sowie alle weiteren im Arbeitsschutz 

relevanten Kreise sind aufgerufen, ihren Sachverstand einzubringen und Vorschläge für 

Arbeitsschutzziele und gemeinsame Handlungsfelder zu unterbreiten. Entsprechende 

Strukturen hierfür werden im Zusammenhang mit der Arbeitsschutzstrategie geschaffen (s. 

Abschnitt 5).  

Die Auswahl geeigneter Arbeitsschutzziele erfolgt in einem Stufenverfahren. Dort, wo vor-

handen, werden wissenschaftlich oder empirisch gewonnene Daten und Fakten für die Pri-

oritätensetzung herangezogen. In die Entscheidung über zu verfolgende gemeinsame Ar-

beitsschutzziele müssen auch Kriterien wie „präventive Beeinflussbarkeit“, „Arbeitsbedingt-

heit“ und „Umsetzbarkeit“ einbezogen werden. Die Entscheidung wird in einem partizipativ 

angelegten Verfahren vorbereitet. Gemeinsame Arbeitsschutzziele sind im Konsens zwi-

schen den Trägern der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie in enger Abstim-

mung mit den Sozialpartnern festzulegen.  

Gemeinsame Arbeitsschutzziele betreffen die Felder technische Sicherheit, Unfallverhü-

tung, Gesundheitsschutz, betriebliche Gesundheitsförderung und menschengerechte Ges-

taltung der Arbeit.  
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Hierbei sind Aspekte der Arbeitsaufgabe, Arbeitsplatz- und Arbeitsumgebungsgestaltung, 

Arbeitsorganisation einschließlich Arbeitszeitgestaltung und Personalentwicklung einge-

schlossen. Die gemeinsamen Arbeitsschutzziele sollen mittelfristig, d.h. in der Regel für 

Zeiträume von ca. 3 – 5 Jahre festgelegt werden. In dieser Zeitspanne tragen die Träger 

durch konzertierte Aktionen und gemeinsame Maßnahmen zur Zielerreichung bei.  

 

Gemeinsame Arbeitsschutzziele können sein: 

• Sicherheits- und Gesundheitsziele, z.B. Reduktion von Arbeitsunfällen beim Transport, 

Reduktion von Fehlbelastungen, die zur Entstehung von Erkrankungen des Muskel-

Skelett-Systems beitragen 

• Struktur- und Prozessziele, z.B. Integration des Arbeitsschutzes in das betriebliche Ma-

nagement, Optimierung von Überwachung und Beratung, Steigerung der Effizienz und 

Effektivität der sicherheitstechnischen und betriebsärztlichen Betreuung 

Die Arbeitsschutzziele werden auf der Ebene von gemeinsamen Handlungsfeldern konkre-

tisiert. Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: 

• Risiko-, Branchen-, Personen- und Systembezug  

• Wahl der Arbeitsschutzinstrumente, z.B. Überwachung, Beratung, Qualifizierung, Me-

dien, Forschung sowie Kampagnen auf der Ebene der Arbeitsschutzinstitutionen 

In den gemeinsamen Handlungsfeldern werden die Arbeitsschutzziele in Arbeitsprogram-

men auf Länderebene umgesetzt. Die Ausführung der von den Arbeitsschutzbehörden der 

Länder und den Unfallversicherungsträger gemeinsam zu gestaltenden Arbeitsprogramme 

wird auf der Grundlage vorgegebener Eckpunkte in den landesbezogenen Stellen abge-

stimmt. Hierbei werden regionale Gesichtspunkte, Branchenspezifik sowie die Art der ein-

zusetzenden Arbeitsschutzinstrumente (Kontrolle, Beratung, Qualifizierung etc.) berück-

sichtigt. 

Soweit Rechtsvorschriften auf bestimmten Handlungsfeldern alleinige Zuständigkeiten für 

die Länder (z.B. Marktüberwachung nach dem Geräte- und Produktsicherheitsgesetz) oder 

die Unfallversicherungsträger (z.B. Aus- und Fortbildung von Fachkräften für Arbeitssicher-

heit) begründen, werden Arbeitsprogramme allein von den Ländern oder den Unfallversi-

cherungsträgern umgesetzt. In diesen Fällen werden die anderen Träger der gemeinsamen 

Arbeitsschutzstrategie über das Vorhaben mit dem Ziel in Kenntnis gesetzt, mögliche Un-

terstützungsleistungen zu prüfen. Das gleiche gilt für die Bearbeitung von Handlungsfel-

dern, die einzelne Träger der GDA zur wirksamen Unterstützung der Arbeitsschutzziele in 

Ergänzung zu den gemeinsamen Handlungsfeldern bearbeiten. 
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4.3 Indikatoren, Evaluation 

Zur Beschreibung von Arbeitsschutzzielen, zur Prioritätensetzung und zur späteren Evalua-

tion ist es notwendig, geeignete Kriterien bzw. Indikatoren auszuwählen. Wo möglich, sol-

len unmittelbare Wirkungsindikatoren gewählt werden.  

Wenn dies z.B. wegen langer Latenzzeiten nicht sinnvoll ist, sollen mittelbare Wirkungsindi-

katoren betrachtet werden, die die Auswirkungen von Interventionen auf die Zielgrößen Si-

cherheit und Gesundheit bei der Arbeit beschreiben.  

Die Erreichung der Ziele der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie wird quali-

tätsgesichert und evaluiert. Dazu werden Evaluationskonzepte erstellt, die den anerkannten 

Kriterien und Verfahren genügen. 

 

4.4 Gebündelte Ressourcen, Kooperation, Abstimmung 

Die gemeinsame Strategie trägt dem Ziel der Optimierung des dualen Arbeitsschutzsys-

tems Rechnung. Sie bündelt die Ressourcen von Unfallversicherungsträgern und Länder-

behörden durch eine abgestimmte und arbeitsteilige Arbeitsweise, steigert die Effizienz und 

Effektivität des betrieblichen Arbeitsschutzes und verringert den durch behördliche Maß-

nahmen entstehenden Aufwand der Unternehmen. Die Arbeitsteilung erfolgt vorrangig nach 

den spezifischen Kompetenzen. Jeder Träger handelt im Rahmen seiner Aufgabenstellung 

und Zuständigkeit.  

Zur Gewährleistung der engen Kooperation und Abstimmung sind zwischen den Trägern 

der gemeinsamen Arbeitsschutzstrategie in geeigneter Form zu vereinbaren  

• Verpflichtungen zur gemeinsamen Umsetzung der in der Nationalen Arbeitsschutz-

konferenz festgelegten Ziele und gemeinsamen Handlungsfelder, 

• Festlegungen über gemeinsame Grundsätze zur Durchführung von Arbeitspro-

grammen sowie Überwachungs- und Beratungstätigkeiten in den Betrieben,  

• der Ausschluss inhaltlicher oder zeitlicher Überschneidungen von Aktivitäten in den 

Betrieben durch arbeitsteilig organisiertes und aufeinander abgestimmtes Vorgehen 

sowie  

• die Verpflichtung zum Austausch hierfür wesentlicher Daten. 
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4.5 Anwenderfreundliches Vorschriften- und Regelwer k 

Ziel der gemeinsamen Arbeitsschutzstrategie ist nicht zuletzt auch ein transparentes, über-

schaubares und damit anwenderfreundliches Vorschriften- und Regelwerk. Dies schafft 

Rechtssicherheit für Arbeitgeber und Beschäftigte. 

Das staatliche Arbeitsschutzrecht besteht heute weitgehend aus inhaltsgleich umgesetzten 

europäischen Arbeitsschutz-Richtlinien. Im Zuge dieser Entwicklung wie auch der allgemei-

nen Deregulierungsbestrebungen ist der Detaillierungsgrad der Vorschriften zurückgeführt 

worden. Um das Arbeitsschutzniveau zu erhalten, setzen weitere Deregulierungsmaßnah-

men eine sorgfältige Evaluierung der Vorschriften voraus, bei der auch die wirtschaftlich 

und gesellschaftlich vorteilhaften Auswirkungen sinnvoller Arbeitsschutzmaßnahmen zu be-

rücksichtigen sind.  

Mit dem „Leitlinienpapier“6 , der Bezugnahme auf staatliches Arbeitsschutzrecht in der Un-

fallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ und dem Beschluss der 81. ASMK zur 

„Deregulierung des Arbeitsschutzrechts“ liegen bereits richtungsweisende Grundsätze zum 

Verhältnis zwischen Unfallverhütungsvorschriften (autonomes Satzungsrecht der Unfallver-

sicherungsträger) und staatlichem Arbeitsschutzrecht vor. Diese sind im Lichte der prakti-

schen Erfahrungen zu konkretisieren und fortzuschreiben. Wegen des Verzichts auf Detail-

regelungen benötigt die Praxis verstärkt Handlungshilfen unterhalb der Ebene von Rechts-

vorschriften. Erforderlich ist somit ein abgestimmtes System von staatlichen Arbeitsschutz-

vorschriften, Unfallverhütungsvorschriften und erklärenden nicht verbindlichen Regeln und 

Informationen. Ein Konzept für ein solches System ist im Rahmen der Gemeinsamen Deut-

schen Arbeitsschutzstrategie 2007 entwickelt worden7. Danach werden die Einzelheiten für 

den Erlass von Unfallverhütungsvorschriften gesetzlich näher geregelt; die Fortschreibung 

des Leitlinienpapiers, insbesondere zum „Kooperationsmodell“, wird im „Koordinierungs-

kreis Neuordnung des Arbeitsschutzrechts beim BMAS“ beraten. 

 

5 Nationale Arbeitsschutzkonferenz  

5.1 Zusammensetzung und Aufgaben 

Um die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie zu entwickeln, zu steuern und fort-

zuschreiben bedarf es effizienter Strukturen. Hierzu reicht es im Wesentlichen aus, die Nut-

zung vorhandener Gremien und Verfahren zu optimieren. 
                                                 
6 BArbBl. 6/2003, S. 48-50 
7 s. „Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie - Fachkonzept und Arbeitsschutzziele 2008-2012 (Stand: November 2007)“, Ab-

schnitt 5 
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Als zentrales Gremium für die Planung, Koordinierung, Evaluierung und Entscheidung im 

Rahmen der gemeinsamen Arbeitsschutzstrategie wird die „Nationale Arbeitsschutzkonfe-

renz (NAK)“ eingerichtet.  

Die NAK hat insbesondere folgende Aufgaben: 

• Entwicklung konkreter Arbeitsschutzziele unter Einbeziehung der Vorschläge relevanter 

Kreise sowie Festlegung der Arbeitsschutzziele, der gemeinsamen Handlungsfelder 

und der Eckpunkte für die Umsetzung in Arbeitsprogrammen  

• Erstellung von Evaluationskonzepten und -berichten; Entwicklung eines nationalen Ar-

beitsschutzcontrolling zur Ermittlung von Wirksamkeit und Nachhaltigkeit des deut-

schen Arbeitsschutzsystems  

• Koordination der abgestimmten Information, Beratung und Überwachung der Betriebe 

 

Stimmberechtigte Mitglieder der NAK sind jeweils drei Vertretungen von Bund, Ländern und 

Unfallversicherungsträgern. Teilnahme-, rede-, aber nicht stimmberechtigt sind die jeweili-

gen Stellvertretungen.  

Der herausragenden Rolle der Sozialpartner für die Umsetzung der Arbeitsschutzziele und 

deren Evaluation entsprechend entsenden die Spitzenorganisationen von Arbeitgebern und 

Arbeitnehmern jeweils bis zu drei Vertretungen mit beratender Stimme in die NAK. Diese 

haben in den Aufgabenfeldern Arbeitsschutzziele, gemeinsame Handlungsfelder, Eckpunk-

te für Arbeitsprogramme und Evaluation ein Teilnahme-, Rede- und Vorschlagsrecht. 

Der Vorsitz der NAK wechselt jährlich zwischen Bund, Ländern und Unfallversicherungsträ-

gern. Das bisherige Spitzengespräch zwischen Vertretern der Länder, der Unfallversiche-

rungsträger und des Bundes geht mit seinen bisherigen Aufgaben in die NAK über. 

 

5.2 Geschäftsführung  

Die Geschäftsstelle der NAK wird unabhängig vom Vorsitz ständig bei der Bundesanstalt 

für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) eingerichtet. 

 

Die BAuA hat damit insbesondere folgende Aufgaben: 

• Vorbereitung, Organisation, Protokollierung der Sitzungen der NAK 

• Aufbereitung von Vorschlägen für Arbeitsschutzziele und gemeinsame Handlungsfel-

der; Herstellung einer Fakten- und Datengrundlage; Verdichtung und Vorbewertung 

sowie Erstellung von Eckpunkten für Arbeitsprogramme nach den Vorgaben der NAK 

• Auswertung der Ergebnisse von Arbeitsprogrammen; Erhebung von Daten und Fakten 

zur Evaluierung 
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Alle Träger der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie haben das Recht, Mitar-

beiter/innen an die Geschäftsstelle bei der BAuA abzuordnen. 

 

5.3 Arbeitsschutzforum 

Der systematische Dialog der Träger der gemeinsamen Arbeitsschutzstrategie mit allen für 

den Arbeitsschutz relevanten Kreisen erfolgt im Arbeitsschutzforum. Aufgabe des Arbeits-

schutzforums ist es, die Nationale Arbeitsschutzkonferenz zu beraten, wesentliche Impulse 

für die Auswahl und Festlegung von Arbeitsschutzzielen und gemeinsamen Handlungsfel-

dern zu geben und eine Beteiligung im partizipativ ausgerichteten Abstimmungsprozess zu 

sichern. Dadurch können alle relevanten Gruppen der Arbeitsschutzakteure und der Wis-

senschaft ihre Vorstellungen für die Entwicklung von Arbeitsschutzzielen und gemeinsamen 

Handlungsfeldern einbringen.  

Am Arbeitsschutzforum nehmen insbesondere teil: 

• Die Sozialpartner 

• Berufs- und Wirtschaftsverbände 

• Krankenkassen- und Rentenversicherungsträger 

• Nationale Netzwerke im Bereich Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 

• Vertreter der Wissenschaft 

 Das Arbeitsschutzforum wird in der Regel einmal jährlich in der Form eines Workshops 

durchgeführt. Ausrichter ist der jeweils den Vorsitz in der NAK führende Träger der Gemein-

samen Deutschen Arbeitsschutzstrategie. 

 

6 Gesetzliche Grundlagen  

In das Arbeitsschutzgesetz und in das Sozialgesetzbuch VII wird eine Zielbestimmung auf-

genommen, die Bund, Länder und Unfallversicherungsträger zu einer gemeinsamen Ar-

beitsschutzstrategie verpflichtet. Ihre Elemente und die Vorgehensweise werden gesetzlich 

festgeschrieben. Steuerungsgremium ist die „Nationale Arbeitsschutzkonferenz“. Mitglieder 

sind Bund, Länder und Unfallversicherungsträger; in den Aufgabenfeldern Arbeitsschutzzie-

le, gemeinsame Handlungsfelder, Eckpunkte von Arbeitsprogrammen und Evaluation neh-

men die Sozialpartner als beratende Mitglieder an den Sitzungen teil. Bund, Länder und 

Unfallversicherungsträger werden gesetzlich verpflichtet, sich bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben an den Zielvorgaben auszurichten.  
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In die genannten Gesetze wird aufgenommen, dass auf der Grundlage der in der Nationa-

len Arbeitsschutzkonferenz einvernehmlich abgestimmten Arbeitsschutzziele, gemeinsa-

men Handlungsfelder und Eckpunkte für Arbeitsprogramme die Länder mit den Unfallversi-

cherungsträgern in den gemeinsamen landesbezogenen Stellen verbindliche Arbeitspro-

gramme zu deren Umsetzung auf Länderebene vereinbaren.  

 

Die Einrichtung der NAK und ihrer Geschäftsstelle sowie des Arbeitsschutzforums, deren 

Aufgaben und grundsätzliche Arbeitsweisen werden im Arbeitsschutzgesetz und Sozialge-

setzbuch VII festgeschrieben.  

 

Einzelheiten der Organisation von NAK und Arbeitsschutzforum sind in einer Geschäftsord-

nung festzulegen. Diese schreibt u.a. vor, dass die NAK ihre Beschlüsse einstimmig fasst. 


